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Fesseln für Banken 
Bei ihrem Treffen diese Woche in Cannes will die Gruppe

der großen Industrie- und Schwellenländer (G20) weit-
reichende Schritte zur Reform des globalen Finanzsektors
beschließen. Das geht aus dem Entwurf des Gipfel-Kommu-
niqués hervor. So sollen die Banken gezwungen werden,
deutlich mehr Eigenkapital auszuweisen als bislang. Außer-
dem wollen die Staats- und Regierungschefs sicherstellen,
dass „künftig keine Finanzfirma mehr zu groß für eine Pleite“
sei. Wenn eine solche Institution dennoch abgewickelt wer-
den müsse, „sollten Steuerzahler nicht für die Kosten auf-
kommen“. Geplant sind eine intensivere
Aufsicht sowie neue internationale Stan-
dards, nach denen Banken und andere Fi-
nanzinstitute abgewickelt werden können.
Der Handel mit komplizierten Finanzpro-
dukten, sogenannten Derivaten, soll künf-
tig nicht mehr außerbörslich, sondern nur
noch an Handelsplätzen und auf elektro-
nischen Plattformen stattfinden. Dort kön-
nen sie von den Aufsichtsbehörden besser

überwacht werden. Für diese Geschäfte müssen die Finanz-
institutionen künftig ebenfalls mehr Haftungskapital auswei-
sen. Die Staats- und Regierungschefs wollen auch gegen Ex-
zesse bei Gehältern und Bonuszahlungen im Finanzsektor
vorgehen, „um zu verhindern, dass übertriebene Risiken ein-
gegangen werden“, wie es in dem Entwurf für das Kommu-
niqué heißt. In dem Dokument sagen die G20 auch den
Schattenbanken, also vor allem Hedgefonds, den Kampf an.
Dieser Sektor soll ebenfalls strengerer Aufsicht und Regu-
lierung unterworfen werden. Die Runde spricht sich zudem
dafür aus, für mehr Transparenz auf Terminmärkten für Roh-
stoffe und Waren zu sorgen. So soll verhindert werden, dass
Spekulation zum Beispiel die Preise für Nahrungsmittel in
die Höhe treibt. „Den Regulierungsbehörden müssen Ein-
griffsbefugnisse gewährt werden, um Störungen des Markt-

geschehens abzuwenden und Marktmiss-
brauch zu verhindern.“ Finanzinstitutionen
und staatliche Stellen sollen künftig bei ih-
ren Entscheidungen auch weniger von den
Urteilen der Rating-Agenturen abhängig
sein. Derzeit sind beispielsweise viele Pen-
sionsfonds verpflichtet, Staatsanleihen ab-
zustoßen, wenn diese von den Rating-
Agenturen herabgestuft werden – was den
Kursverfall beschleunigt.

YO
N

H
A
P
 N

E
W

S
 A

G
E
N

C
Y
 /

 A
P

Regierungschefs auf G-20-Gipfel 2010 

„Wir sind entschlossen, 
die Widerstandskraft der
Banken gegen finanzielle
und wirtschaftliche
Schocks zu verbessern.“
(Aus dem Entwurf des Gipfel-
Kommuniqués)
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CDU will Mindestlohn
Nach jahrelangem Streit vollzieht

die CDU eine Kehrtwendung
beim Thema Mindestlohn und will
sich nun für eine allgemeine Lohn -
untergrenze aussprechen. Dies geht
aus einer Beschlussempfehlung für

den CDU-Bundesparteitag Mitte No-
vember in Leipzig hervor. Die Partei
halte es „für notwendig, eine allgemei-
ne verbindliche Lohnuntergrenze in
den Bereichen einzuführen, in denen
ein tarifvertraglich festgelegter Lohn
nicht existiert“, heißt es in dem An-
trag. Die Untergrenze solle durch eine
Kommission der Tarifpartner festge-
legt werden und sich „am Tarifab-

schluss für Zeitarbeitnehmer orientie-
ren“. Zugleich wird die Zeitarbeits-
branche aufgefordert, sich schnell auf
eine Einarbeitungsfrist zu einigen,
nach der Leiharbeiter den gleichen
Lohn wie die Stammbelegschaften in
den ausleihenden Betrieben bekom-
men. Ansonsten soll die Bundesregie-
rung im Frühjahr 2012 eine Kommis -
sion einsetzen, um diese festzulegen.


